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Bericht und Entwurf zur 1. Beratung



Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen den Entwurf fir die Anderung des Gesetzes liber das Gastgewerbe und den
Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbegesetz, GGG) fiir die 1. Beratung zur Be-
schlussfassung und erstatten lhnen dazu folgenden Bericht.

Zusammenfassung
Mit der vorliegenden Revision des Gastgewerbegesetzes sollen zwei Uberwiesene Motionen umge-
setzt werden. Dabei handelt es sich um:

» die (12.264) Motion der SVP-Fraktion vom 30. Oktober 2012 betreffend Herstellung der Gemein-
deautonomie im Bereich der Bewilligung fir den Ausschank von Spirituosen an Quartierfesten
und dergleichen, sowie

+ die (14.125) Motion Serge Demuth, SVP, Baden vom 3. Juni 2014 betreffend Abschaffung der
geltenden Einschrankungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an bestimmten
christlichen Feiertagen.

Erstere bezweckt, fur Einzelanlasse die Zustandigkeiten fir die Erteilung der Spirituosenkleinhan-
delsbewilligung sowie die Erhebung der Spirituosenabgabe auf die Gemeinden zu Ubertragen. Die
Zweite bezweckt, fir die Gemeinden die Moglichkeit zu schaffen, auch an bestimmten christlichen
Feiertagen die Offnungszeiten von Gastgewerbebetrieben zu verlangern.

Diese Botschaft enthélt die Entwiirfe fir die nétigen Anderungen des Gesetzes (iber das Gastgewer-
be und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbegesetz, GGG). Um die Umset-
zung der Motionen getrennt behandeln zu kénnen, wurden separate Vorlagen respektive Erlassent-
wiirfe erarbeitet. Informationshalber liegt auch der Entwurf der Anderung der Verordnung Uiber das
Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbeverordnung, GGV)
bei.

1. Vorbemerkungen

Im Zeitpunkt der Beantwortung und Erklarungen der Entgegennahme der beiden Motionen durch den
Regierungsrat war die Totalrevision des Bundesgesetzes Uber die gebrannten Wasser (Alkoholge-
setz) im Gang. Entsprechend war urspriinglich geplant, die beiden hier behandelten Motionen im Zug
der Anpassung des kantonalen Gastgewerberechts an ein totalrevidiertes bundesrechtliches Alkohol-
gesetz umzusetzen. Die Totalrevision des Alkoholgesetzes scheiterte jedoch und wurde nach mehr-
jahrigen Beratungen im Dezember 2015 ohne Resultat abgeschrieben.

Das Parlament hat im September 2016 eine erste Anderung des Alkoholgesetzes beschlossen. Die-
se Anderung beschrankt sich im Wesentlichen auf die Liberalisierung des Ethanolmarkts, die Privati-
sierung von Alcosuisse und die Integration der Alkoholverwaltung in die Zollverwaltung. Die bundes-
rechtlich vorgeschriebenen Bewilligungs- und Abgabepflichten fiir den Kleinhandel mit Spirituosen
bleiben bestehen (vgl. dazu auch Botschaft zur Anderung des Bundesgesetzes liber die gebrannten
Wasser vom 6. April 2016, Bundesblatt [BBI] 2016 | 3659). Eine zweite Anderung des Alkoholgeset-
zes ist geplant. In diesem Rahmen sollen etwa die Testkaufe geprift werden (vgl. am angegebenen
Ort, BBI 2016 | 3671).

Am 28. Februar 2016 hat das Aargauer Stimmvolk die Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" ab-
gelehnt. Ziel dieser Volksinitiative war es, die geltenden Einschrankungen der Offnungszeiten von
Gastwirtschaftsbetrieben an bestimmten christlichen Feiertagen ganzlich aufzuheben.
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Far den Fall, dass die Volksinitiative abgelehnt wiirde, versprach der Regierungsrat, die Umsetzung
der Uberwiesenen (14.125) Motion Serge Demuth, SVP, Baden, vom 3. Juni 2014 betreffend Ab-
schaffung der geltenden Einschrankungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an be-
stimmten christlichen Feiertagen umgehend an die Hand zu nehmen.

2. Verhaltnis zur mittel- und langfristigen Planung

Der Kanton ist bestrebt, sich im Bereich des Jugendschutzes (etwa im Zug der Durchfuihrung von
Testkaufen) starker zu engagieren. Die Akzentuierung der Alkoholpravention dirfte mittelfristig weite-
re Anderungen kantonalen Rechts (in erster Linie des Gesundheits-, aber auch des Gastgewerbege-
setzes) nach sich ziehen. Die Umsetzung der beiden hier behandelten Gberwiesenen Motionen kann
und soll jedoch infolge der klaren Ausgangslage und des relativ dringenden Handlungsbedarfs unab-
hangig davon erfolgen.

3. Umsetzung der (12.264) Motion der SVP-Fraktion vom 30. Oktober 2012 betreffend Herstel-
lung der Gemeindeautonomie im Bereich der Bewilligung fiir den Ausschank von Spirituosen
an Quartierfesten und dergleichen

3.1 Ausgangslage

Die Motion betrifft in der Sache die Bewilligungserteilung fir den Ausschank von Spirituosen (Klein-
handelsbewilligung) an Einzelanlassen. Die Zustandigkeit zur Erteilung der Kleinhandelsbewilligung
fur solche Anlasse soll an die Gemeinden Ubertragen werden.

Der Regierungsrat hat fur Einzelanlasse eine Kompetenziibertragung an die Gemeinden stets als
sinnvoll erachtet: Einzelanlasse — etwa Quartierfeste — sind haufig lokal verwurzelt; die Gemeinden
sind mit den lokalen Verhaltnissen besser vertraut als die kantonalen Behérden. Sie sind zudem be-
reits heute Ansprechpartnerinnen fiir die Organisatorinnen und Organisatoren von Einzelanlassen,
indem sie etwa die Kleinhandelsbewilligungsgesuche entgegennehmen und an den Kanton zur Be-
willigungserteilung weiterleiten. Sie konnten neu die nétigen Kleinhandelsbewilligungen schnell und
unburokratisch (ohne Weiterleitung der entsprechenden Bewilligungsgesuche an den Kanton) zu-
sammen mit allenfalls weiteren nétigen Bewilligungen ausstellen.

Der Regierungsrat hat entsprechend mit Entscheid vom 16. Januar 2013 die Motion mit Erklarung
entgegengenommen und versprochen, die Anderung des kantonalen Gastgewerberechts dahinge-
hend in Angriff zu nehmen, dass kinftig die Gemeinden die Kleinhandelsbewilligungen flir Einzelan-
Iasse erteilen und die entsprechenden Abgaben erheben sollen. Die Motion wurde im Grossen Rat
am 28. Mai 2013 mit 115 gegen 12 Stimmen Uberwiesen.

3.2 Rechtsgrundlagen

Der Kleinhandel mit Spirituosen innerhalb des Kantons bedarf einer kantonalen Bewilligung (Art. 41a
Abs. 1 Alkoholgesetz). Handel mit Spirituosen betreibt, wer solche verkauft, vermittelt oder auf ande-
re Weise gegen Entgelt abgibt (Art. 39 Abs. 1 Alkoholgesetz). Auch der Ausschank von Spirituosen
gilt als Kleinhandel (Art. 39 Abs. 4 Alkoholgesetz). Die Kantone mussen fir die Kleinhandelsbewilli-
gung eine Abgabe erheben, deren Hohe sich nach Art und Bedeutung des Geschaftsbetriebs be-
misst (Art. 41a Abs. 6 Alkoholgesetz). Der Zweck des Alkoholgesetzes liegt unter anderem darin,
den Konsum von Spirituosen zu vermindern (vgl. BBl 1931 1 700, BBI 1979 | 57 ff.).

Die bundesrechtlichen Bestimmungen werden im kantonalen Gastgewerberecht aktuell wie folgt
nachvollzogen: Der Kleinhandel mit Spirituosen ist bewilligungspflichtig (§ 9 Gesetz liber das Gast-
gewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken [Gastgewerbegesetz, GGG]). Auf dem
Kleinhandel mit Spirituosen wird eine kantonale Abgabe erhoben, die 2 % des Umsatzes mit Spiritu-
osen, mindestens aber Fr. 100.— pro Jahr betragt (§ 11 GGG).
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Das kantonale Gastgewerberecht unterscheidet zwischen regularen Gastgewerbebetrieben und Ein-
zelanlassen. Einzelanlasse sind Anlasse etwa von Landwirtschaftsbetrieben, Vereinen und ahnlichen
Organisationen, an denen gewirtet wird. Die Durchfiihrung solcher Anlasse darf dabei bloss eine Ne-
bentatigkeit des Betriebs, des Vereins oder der Organisation sein (§ 4 Verordnung lber das Gastge-
werbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken [Gastgewerbeverordnung, GGV]). Speziell
geregelt ist auch die Hohe der Spirituosenabgabe flr Einzelanlasse (§ 24a GGV): Sie betragt fur
Einzelanlasse, die héchstens einen Tag dauern, Fr. 30.—, flr Einzelanlasse, die mehrere Tage dau-
ern, pro Folgetag Fr. 10.— bis Fr. 30.— und fir Einzelanldsse, die mehrere Tage dauern und mehrere
Festwirtschaften umfassen, Fr. 250.— bis Fr. 2000.—.

Da die Kantone zustandig sind, den kantonsinternen Kleinhandel mit Spirituosen zu ordnen (vgl.
BBI 1979 | 59 und 92), spricht aus Sicht des Bundesrechts nichts dagegen, gewisse Befugnisse an
die Gemeinden zu Ubertragen. Der Zweck des Alkoholgesetzes kann auch dann — wenn nicht sogar
besser — erflllt werden, wenn die Gemeinden zum Teil fur die Bewilligungserteilung zustandig und
zum Einnehmen der Abgabe berechtigt sind.

Der Kanton erldsst im Rahmen der bundesrechtlichen Vorbehalte und Ermachtigungen die Vorschrif-
ten, die eine geordnete Austibung der wirtschaftlichen Tatigkeiten sicherstellen (§ 52 ¢ Kantonsver-
fassung [KV]). Die Einwohnergemeinden versehen die Aufgaben von lokaler Bedeutung, soweit die-
se nicht in die Zustandigkeit anderer Organisationen fallen (§ 104 Abs. 2 KV).

Es ist nach dem Gesagten rechtlich zuldssig, im kantonalen Gastgewerbegesetz eine Bestimmung
zu verankern, wonach zur Erteilung der Kleinhandelsbewilligung fir Einzelanlasse die Gemeinden
zustandig sind und diese auch die entsprechenden Abgaben einnehmen.

3.3 Auswertung des Anhérungsverfahrens
3.3.1 Allgemein zum Anhoérungsverfahren

Insgesamt wurden im Rahmen der Anhoérung (diese dauerte vom 8. Juli 2016 bis am 7. Oktober
2016) 116 Stellungnahmen eingereicht. Den Anhérungsadressaten wurde fir ihre Stellungnahme ein
Fragebogen mit zwei Fragen unterbreitet. Die folgenden Parteien, Verbande und Organisationen,
kirchliche Institutionen sowie Gemeinden haben an der Anhdrung teilgenommen:

Parteien: auto-partei.ch, BDP, CVP, EDU, EVP, FDP.Die Liberalen, Griine, Grinliberale Partei, SP,
SVP.

Verbande und Organisationen: Aargauischer Gewerbeverband (AGV), GastroAargau, Verband Aar-
gauer Regionalpolizeien (VAG).

Kirchliche Institutionen: Reformierte Landeskirche, Romisch-Katholische Landeskirche.

Gemeindeverbande: Gemeindeammanner-Vereinigung Kanton Aargau (GAV), Verband Aargauer
Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber.

Gemeinden: Aarau, Abtwil, Aristau, Arni, Attelwil, Bad Zurzach, Baden, Bellikon, Bergdietikon, Be-
rikon, Bettwil, Birmenstorf, Boswil, Béttstein, Bremgarten, Buchs, Biinzen, Densburen, Dottikon, Dét-
tingen, Ehrendingen, Endingen, Ennetbaden, Fislisbach, Full-Reuenthal, Geltwil, Gipf-Oberfrick,
Granichen, Hagglingen, Hausen, Hendschiken, Holderbank, Islisberg, Kaisten, Koblenz, Kdlliken,
Kuttigen, Laufenburg, Leimbach, Lengnau, Leuggern, Magenwil, Mandach, Meisterschwanden, Mel-
likon, Menziken, Merenschwand, Mooslerau, Muhen, Miilligen, Mumpf, Murgenthal, Neuenhof, Nie-
derlenz, Oberentfelden, Oberrohrdorf, Oberriiti, Oeschgen, Oftringen, Reitnau, Rheinfelden, Riniken,
Rothrist, Rudolfstetten-Friedlisberg, Riimikon, Rupperswil, Sarmenstorf, Schafisheim, Schinznach,
Schmiedrued-Walde, Schneisingen, Schéftland, Schupfart, Sisseln, Spreitenbach, Staufen, Stetten,
Suhr, Tegerfelden, Thalheim, Turgi, Ueken, Unterkulm, Untersiggenthal, Veltheim, Villigen, Walten-
schwil, Wettingen, Widen, Wiliberg, Windisch, Witthau, Wohlen, Wohlenschwil, Wirenlingen, Wiren-
los, Zetzwil, Zofingen, Zufikon.
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Die Aargauische Industrie- und Handelskammer (AIHK) und die Finanzfachleute Aargauer Gemein-
den haben auf eine Stellungnahme verzichtet.

3.3.2 Auswertung von Frage 1
Zur Frage 1

"Fur Einzelanlasse sollen in Zukunft die Gemeinden statt der Kanton die Kleinhandelsbewilligungen
far Spirituosen erteilen. Sind Sie mit dieser Massnahme einverstanden?"

Frage 1 wurde 112 Mal mit ja beantwortet, einmal mit nein, dreimal erfolgte keine Angabe.

Mit Ausnahme einer Gegenstimme (und drei Enthaltungen) beflrworten alle Anhérungsteilnehmen-
den die geplante Massnahme. Einzig der Verband GastroAargau lehnt diese ab.

3.3.2.1 Stellungnahmen der Befiirworterinnen und Befiirworter

Alle Parteien, die sich an der Anhdrung beteiligt haben, beflirworten die Kompetenzibertragung auf
die Gemeinden. Die Gesetzesanderung sei sinnvoll (FDP.Die Liberalen, SP). Die Gleichbehandlung
der Antragstellenden misse aber gewahrleistet bleiben (SP).

Die SVP (sowie die Gemeinde Staufen) ist der Ansicht, dass die beim Kanton wegfallende Arbeit
durch Stellenreduktion kompensiert werden soll (zu den personellen und finanziellen Auswirkungen
auf den Kanton vgl. unten Ziffer 3.6.1). Es brauche keine zusatzlichen Kontrollen, wie dies im Anho-
rungsbericht ausgefuhrt werde. Dem ist entgegenzuhalten, dass Kontrollen vor Ort, die bis heute
mangels Ressourcen vernachlassigt werden mussten, im Einzelfall durchaus sinnvoll und nétig sind.
Unter anderem wenn der begriindete Verdacht besteht, dass die Spirituosenabgabe nicht korrekt
abgerechnet wird, kann die Einsichtnahme in Geschéaftsblicher etc. Aufschluss dartiber geben, ob
die Selbstdeklaration richtig erfolgt ist. Es geht nicht um "zusatzliche" Kontrollen im Sinn einer Erwei-
terung von staatlichen Kontrollaufgaben, sondern darum, die bestehenden Kontrollmdglichkeiten
besser zu nutzen und in Zweifelsfallen den (behaupteten) Sachverhalt zu tberprifen. Damit soll
letztlich auch verhindert werden, dass dem Kanton ungerechtfertigt Einnahmen entgehen.

Die befurwortenden Gemeinden heben besonders hervor: Der Amtsweg werde kirzer, was Zeit und
Kosten spare. Den Bediirfnissen der Gemeinden werde besser, schneller und volksnah Rechnung
getragen (Gemeinde Full-Reuenthal). Das Bewilligungsverfahren werde vereinfacht sowohl fir die
Gesuchstellenden als auch fir die Gemeinden (Gemeinde Oberentfelden). Die Gemeinden wiirden
mehr Kompetenzen erhalten. Die (Kompetenz-)Entflechtung sei sinnvoll und verschaffe den Gemein-
den bessere Kenntnis Uber die Einzelanlasse (Gemeinde Ennetbaden).

Der Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber hat die folgende Stellung-
nahme eingereicht, der sich viele Gemeinden angeschlossen haben:

"Wir erachten es als unnétige und sinnlose Blirokratie, dass fiir Einzelanldsse von Vereinen, wie z.B.
fiir einen Turnerabend oder ein Musikkonzert, eine Kleinhandelsbewilligung erforderlich ist und eine
Spirituosenabgabe erhoben werden muss, nur weil "Kafi Schnaps" ausgeschenkt wird. Der Aufwand
flir dieses Bewilligungsverfahren steht in keinem Verhéltnis zum tatsdchlichen Nutzen. Wir fordern
deshalb, dass es jeder Gemeinde selber (iberlassen wird, ob sie bei Einzelanldssen Abgaben erhe-
ben will. Wir schlagen folgende Formulierung vor:

Die Gemeinden kénnen darauf eine Alkoholabgabe erheben. Deren Héhe bemisst sich nach der
Grésse und Dauer des Anlasses und betrdgt maximal Fr. 200.—-."

Dem Anliegen, es den Gemeinden zu (iberlassen, ob sie fiir Einzelanlasse eine Spirituosenabgabe
erheben oder darauf verzichten, kann nicht entsprochen werden, da es nicht mit Gibergeordnetem
Bundesrecht vereinbar ist, ganzlich auf die Spirituosenabgabe zu verzichten (vgl. Art. 41a Abs. 6
Alkoholgesetz). Dem Regierungsrat ist bewusst, dass der Umsatz mit Spirituosen an Einzelanlassen
zum Teil minim ist (etwa an einem Vereinsanlass). Er hat deshalb die Hohe der fir Einzelanlasse zu
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entrichtenden Spirituosenabgabe besonders geregelt und bereits auf ein vertretbares Minimum ge-
senkt (vgl. § 24a GGV).

Die Gemeinde Hendschiken moéchte, dass der Spirituosenausschank flr einen Einzelanlass ohne
Sonderbewilligung im Rahmen der Wirtebewilligung bewilligt werden kann. Die Bewilligung soll (im
Rahmen der Wirtebewilligung) gebuhrenfrei erteilt werden. Falls dies nicht umgesetzt werden kdnne,
solle eine kantonal einheitliche GebUhrenregelung zur Anwendung kommen.

Einzelanlasse kdnnen auch ohne Fahigkeitsausweis durchgeflhrt werden (§ 4 GGV). Sollen am
Einzelanlass Spirituosen ausgeschenkt werden, ist aber zwingend eine Kleinhandelsbewilligung ein-
zuholen. Das weitere Anliegen, wonach eine kantonal einheitliche GebUhrenregelung gelten soll, ist
bereits umgesetzt: Die Geblhren fur eine Kleinhandelsbewilligung bemessen sich nach dem Auf-
wand und betragen im Minimum Fr. 20.— und im Maximum Fr. 200.— (§ 23 Abs. 1 lit. d GGV).

3.3.2.2 Stellungnahmen der Gegnerschaft

Der Verband GastroAargau lehnt die Massnahme ab mit der Begriindung, dass das Controlling nicht
gewabhrleistet sei. Nicht alle Gemeinden seien konsequent oder gut organisiert. Der Verband beflirch-
tet, dass plétzlich einige Organisierende von Einzelanlassen zahlen missten, andere hingegen nicht.

Der AGV ist weder fir noch gegen die geplante Massnahme, bemerkt aber, dass innerhalb des Ver-
bands unterschiedliche Auffassungen bestlinden. Einerseits werde die Entburokratisierung begrisst.
Die Vorgaben fir die Gebuhren missten aber geprift werden, damit sich die Gemeinden bei der Ge-
bihrenhdhe an einem bestimmten Rahmen orientieren kdnnten. Andererseits herrsche die Meinung
vor, dass der Kanton weiterhin fiir die Bewilligungserteilung, das Uberpriifen der Voraussetzungen
und das Controlling besorgt sein soll. Die Gemeinden wiirden diese Aufgaben nicht effizient genug
und vor allem nicht konsequent erledigen.

Diesbezlglich ist festzuhalten, dass im Bereich des Ausschanks von Spirituosen an Einzelanlassen
faktisch bereits heute die Gemeinden flir die Erfassung der Anlasse und das Einfordern von Gesu-
chen verantwortlich zeichnen. Dem Kanton ist es ohne Mithilfe der Gemeinden nicht moglich, die
grosse Anzahl an Einzelanlassen zu erfassen. Die Erfahrung zeigt, dass die Praxis der Gemeinden
auch unter dem geltenden Recht sehr unterschiedlich ist und offenkundig an Einzelanlassen immer
wieder auch ohne Bewilligung Spirituosen (Café fertig, Café Luz, Cocktails etc.) ausgeschenkt wer-
den. Insofern andert die neue Rechtslage an der Kontrolldichte kaum etwas. Im Sinne einer Entbiro-
kratisierung sollen jedoch die Gemeinden diese Gesuche abschliessend bearbeiten und auch den
entsprechenden Ertrag fur sich einnehmen kénnen. Auf die Weiterleitung der Gesuche und die for-
melle Bewilligung durch den Kanton soll deshalb verzichtet werden. Damit liegt auch die formelle
Verantwortung kiinftig bei den Gemeinden, die viel naher am Geschehen sind und die Aktivitaten auf
ihrem Gemeindegebiet besser kennen als der Kanton. Insofern wird sich mit der Kompetenzibertra-
gung auf die Gemeinden hinsichtlich der Einheitlichkeit im Vollzug wenig andern. Der Rahmen fur die
Erhebung von Abgaben und Geblihren ist aber jedoch weiterhin — und fur alle Gemeinden gleich —
im Gastgewerbegesetz und in der Gastgewerbeverordnung (§§ 23 Abs. 1 lit. d sowie 24a) geregelt.

In der Anhérung wurde der Wunsch geaussert, dass die beim Kanton vorhandenen Formulare und
Unterlagen zur Kleinhandelsbewilligung den Gemeinden zur Verfiigung gestellt werden. Die beste-
henden Formulare und Unterlagen kénnen online unter dem folgenden Link abgerufen werden:
https://www.ag.ch/de/dgs/verbraucherschutz > Lebensmittelkontrolle > Lebensmittelinspektorat >
Melde- und Bewilligungspflicht).
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3.4 Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

Gesetz iiber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken (Gastge-
werbegesetz, GGG)

5" Einzelanlisse (Titel neu)

§ 11a (neu)
Einzelanlasse

' Die Gemeinden erteilen die Bewilligung fur den Kleinhandel mit Spirituosen an Einzelanlas-
sen.

2 Sie erheben darauf die Alkoholabgabe. Deren Héhe bemisst sich nach der Grésse und Dau-
er des Anlasses und betragt mindestens Fr. 30.—.

% Der Regierungsrat bestimmt die Anséatze innerhalb dieses Rahmens.
* Die Abgabe fallt den Gemeinden zu.

Titel 5”° Einzelanlisse

Die spezielle Regelung der Einzelanlasse wird unter einem separaten Titel erfasst.
§ 11a Einzelanlasse

Absatz 1: Die Kleinhandelsbewilligung wird neu von den Gemeinden erteilt.

Absatz 2: Regelt neu die Abgabenerhebung durch die Gemeinden und bestimmt die flr Einzelanlas-
se zu erhebende Alkoholabgabe in den Grundziigen. Die Mindestabgabe von Fr. 30.— entspricht dem
Mindestbetrag nach § 24a GGV.

Absatz 3: Die Kompetenzen zur Bewilligungserteilung und Abgabenerhebung werden zwar neu an
die Gemeinden delegiert. Es bleibt aber nach wie vor in der Kompetenz des Regierungsrats, die
Abgabenansatze in der Verordnung zu konkretisieren (§ 24a GGV). Der neue Absatz soll dies klar-
stellen und die Kompetenzaufteilung verdeutlichen.

Absatz 4: Die Abgaben flir Einzelanlasse fallen neu den Gemeinden zu.

Verordnung iliber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken
(Gastgewerbeverordnung, GGV)

§ 22 Abs. 2 (gedndert)

2 Die Bewilligung wird durch das Departement Gesundheit und Soziales erteilt, wenn nicht die
Gemeinde dafiir zustandig ist.

§ 22

Absatz 2: Mit der Anderung in Absatz 2 wird klargestellt, dass der Kanton nicht in jedem Fall fur die
Bewilligungserteilung zustandig ist, sondern nur dann, wenn kein Einzelanlass vorliegt, fir den neu
die Gemeinden gemass (neu) § 11a GGG zustandig sein sollen.

3.5 Auswirkungen

3.5.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Dem Kanton entgehen Einnahmen. Deren Hohe ergibt sich aus nachfolgender Darstellung.

Die Gesamteinnahmen aus dem Kleinhandel mit Spirituosen entwickelten sich in den letzten drei
Jahren im Detail wie folgt:

2013 2014 2015

Einnahmen (Abgaben und Gebuhren) Fr. 1'253'036.— Fr. 1'300'425.— Fr. 1'294'234.—

7 von 15



Die Auswertung der Einzelanlasse fir die letzten drei Jahre sieht wie folgt aus:

2013 2014 2015
Anzahl Einzelanlasse 595 768 828
Verrechnete Abgaben und Geblhren Fr. 36'050.— Fr. 46'100.— Fr. 49'090.—
Aufwand" des Amts fiir Wirtschaft und Arbeit Fr.21'747 — Fr. 28'070.— Fr. 30'237.—
(AWA) fur die Bewilligungserteilung
Ertrag Fr. 14'302.— Fr. 18'029.— Fr. 18'826.—
Durchschnitt Ertrag pro Einzelanlass Fr. 24 — Fr. 23.50 Fr. 2275

Y Lohn- inklusive Sozialkosten und Arbeitsplatzkosten

Ertrag und Aufwand des Kantons aus den Abgaben betreffend Kleinhandel mit Spirituosen gehen
somit nur geringfligig zurtick. Die operativen Ressourcen (exklusive Rechnungswesen und Lernen-
de) ergeben ca. 15 Stellenprozent. Diese Ressourcen sollen im restlichen Gastgewerbegesetzvoll-
zug, welcher ab 2017 vom Departement Gesundheit und Soziales wahrgenommen werden wird, fir
dringend notwendige und bisher vernachlassigte Aufgaben (Stichkontrollen bei den Selbsteinschat-
zungen fur die Erhebung der Spirituosenabgabe, Inspektionstatigkeit vor Ort) eingesetzt werden. Der
Personalbestand bleibt daher unverandert.

Der Vollzug des Gastgewerberechts obliegt ab 1. Januar 2017 dem Departement Gesundheit und
Soziales (Amt fur Verbraucherschutz).

Die Auswirkungen auf den Aufgaben- und Finanzplan (AFP) sehen wie folgt aus (die vorliegende
Gesetzesrevision soll per 1. Marz 2018 in Kraft treten):

Auswirkungen auf den AFP 2017-2020

in Franken Bu 2017 Plan 2018 | Plan 2019 | Plan 2020

Minderertrage Departement Gesundheit und Soziales
aufgrund der Kompetenziibertragung auf die Gemein-
den fUr Einzelanlasse (Plan 2018 pro rata) (leistungs-
unabhangigen Aufwandungen und Ertragen [LUAE])

0 15'333.— 18'400.—- 18'400.—

Globalbudget Kompensation (Mehrertrag innerhalb

Kostenstelle) 0| -15333-

-18'400.—| -18'400.—-

Abweichungen Aufgabenbereich 533 0 0 0 0

3.5.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Es sind keine besonderen Auswirkungen auf die Wirtschaft zu erwarten. Die Héhe der fur Einzelan-
lasse zu entrichtenden Spirituosenabgabe wurde bereits im Jahr 2015 gesenkt beziehungsweise an
die wirtschaftliche Bedeutung des jeweiligen Einzelanlasses angepasst (vgl. § 24a GGV). Im glei-
chen Zug wurden auch die Gebluihren fir die Bewilligungserteilung gesenkt (im Minimum betragen
sie heute Fr. 20.—, vgl. § 23 Abs. 1 lit. d GGV).

3.5.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
Es sind keine besonderen Auswirkungen auf die Gesellschaft zu erwarten.
3.5.4 Auswirkungen auf die Umwelt

Es sind keine Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten.

8 von 15



3.5.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Weil neu die Gemeinden die Kleinhandelsbewilligungen fiir Einzelanlasse erteilen werden, wird bei
den Gemeinden ein gewisser Mehraufwand entstehen. Gleichzeitig kdnnen auch die anfallenden
Mehreinnahmen generiert werden.

3.5.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Es sind keine speziellen Auswirkungen zu erwarten.

4. Umsetzung der (14.125) Motion Serge Demuth, SVP, Baden vom 3. Juni 2014 betreffend
Abschaffung der geltenden Einschrinkungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrie-
ben an bestimmten christlichen Feiertagen

4.1 Ausgangslage

Am 26. November 2013 hatte die SP-Fraktion die (13.244) Motion betreffend Abschaffung des
"Tanzverbots" vor christlichen Feiertagen im Kanton Aargau eingereicht. Sie hatte zum Ziel, die gel-
tenden Einschrankungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an bestimmten christli-
chen Feiertagen und damit § 4 Abs. 3 GGG vollumfanglich aufzuheben. Der Regierungsrat lehnte in
seiner Beantwortung vom 19. Februar 2014 die Motion ab beziehungsweise war bereit, sie als Postu-
lat entgegenzunehmen, da er zwar eine Aufhebung von § 4 Abs. 3 GGG ablehnte, aber eine Lésung
befurwortete, wonach der Gemeinderat an christlichen Feiertagen im Einzelfall eine Verlangerung
der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben bewilligen kann. Die SP-Fraktion hielt an der Moti-
on fest. Diese wurde im Grossen Rat mit 86 gegen 43 Stimmen abgelehnt.

Am 3. Juni 2014 reichte Serge Demuth, SVP, Baden, die (14.125) Motion betreffend Abschaffung der
geltenden Einschrankungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an bestimmten christli-
chen Feiertagen ein. Deren Ziel ist es, einen Lésungsvorschlag umzusetzen, der es den Aargauer
Gemeinden kinftig erlaube, Ausnahmen vom heute geltenden § 4 Abs. 3 GGG vorzusehen oder in
Einzelfallen zu bewilligen. Die Motion verlangt also die vom Regierungsrat in der Beantwortung der
SP-Motion vom 26. November 2013 vorgeschlagene Lésung. Der Regierungsrat war entsprechend
bereit, die Motion entgegenzunehmen. Sie wurde im Grossen Rat am 4. November 2014 mit 94 ge-
gen 27 Stimmen Uberwiesen.

Am 10. Oktober 2014 reichte die Piratenpartei die notwendigen Unterschriften fir das Zustande-
kommen der Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" ein, welche wiederum die Aufhebung von
§ 4 Abs. 3 GGG bezweckte und somit das Anliegen der Motion der SP-Fraktion beinhaltete.

4.2 Handlungsbedarf

Nachdem die Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" in der Abstimmung vom 28. Februar 2016
abgelehnt worden ist, ist die Umsetzung der (14.125) Motion Serge Demuth umgehend an die Hand
zu nehmen.

4.3 Rechtsgrundlagen

Gastwirtschaftsbetriebe sind von Montag bis Freitag in der Zeit zwischen 00.15 Uhr und 05.00 Uhr,
am Samstag zwischen 02.00 Uhr und 05.00 Uhr und an Sonn- sowie Feiertagen zwischen 02.00 Uhr
und 07.00 Uhr geschlossen zu halten (generelle Regelung gemass § 4 Abs. 1 GGG). Der Gemeinde-
rat kann nach Massgabe der Bau- und Umweltschutzgesetzgebung andere Offnungszeiten bewilli-
gen (§ 4 Abs. 2 GGG). Zum Beispiel kann er fiir lokale Anlasse generelle Freinachte bestimmen

(§ 4 Abs. 2 lit. c GGG).
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An Karfreitag, Ostersonntag, Pfingstsonntag, am Eidgendssischen Dank-, Buss- und Bettag, am
Weihnachtstag sowie am jeweils darauf folgenden Tag sind die Gastwirtschaftsbetriebe demgegen-
Uber bereits um 00.15 Uhr zu schliessen (Sonderregelung gemass § 4 Abs. 3 GGG). Diese Bestim-
mung bezweckt den Schutz der christlichen Feiertage, indem an diesen Tagen mit Tagesbeginn
(00.15 Uhr) sowie nach Tagesende (eine Viertelstunde nach Mitternacht) der Gastwirtschaftsbetrieb
eingestellt werden muss. Die Bewilligung einer Verlangerung der Offnungszeiten an diesen christli-
chen Feiertagen durch den Gemeinderat ist nach geltendem Recht nicht mdglich. § 4 Abs. 3 GGG
gilt ausnahmslos.

4.4 Haltung des Regierungsrats

Der Regierungsrat hat in der Vergangenheit wiederholt zur Verlangerung der Offnungszeiten von
Gastwirtschaftsbetrieben an christlichen Feiertagen Stellung genommen, zuletzt im Vorfeld der Ab-
stimmung Uber die Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!". Zusammengefasst vertritt der Regie-
rungsrat die folgende Auffassung (vgl. [15.201] Botschaft zur Aargauischen Volksinitiative "Weg mit
dem Tanzverbot!" vom 26. August 2015):

"Die hohen Feiertage haben in grossen Teilen der Bevolkerung nach wie vor einen besonderen Stel-
lenwert. Viele Menschen nutzen die Feiertage im Jahresablauf als Auszeiten, die der Erholung und
Entspannung dienen. Die eingeschrénkten Offnungszeiten der Gastwirtschaftsbetriebe stellen aller-
dings fir jiingere Menschen auch eine unnétige Beeintrdchtigung dar. Die geltende Regelung von

§ 4 Abs. 3 GGG verunmdglicht es ihnen, Kultur-, Konzert- oder andere Lokale und Veranstaltungen
mit Bewirtung ldnger als bis 00.15 Uhr zu besuchen. Deshalb hélt der Regierungsrat die starre Rege-
lung von § 4 Abs. 3 GGG fiir nicht zeitgemdss. Er vertritt vielmehr die Haltung, dass der Gemeinde-
rat, der mit den értlichen Gepflogenheiten bestens vertraut ist, an den fraglichen christlichen Feierta-
gen eine Verlédngerung der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben bewilligen kénnen soll.
Damit erhielten die Gemeinden Freiraum fiir értlich angepasste Lésungen, und auf die Befindlichkei-
ten in den Regionen kénnte Riicksicht genommen werden."

4.5 Auswertung des Anhoérungsverfahrens
4.5.1 Allgemein zum Anhoérungsverfahren
Vgl. oben Ziffer 3.3.1.

4.5.2 Auswertung von Frage 2

Zur Frage 2

"Die Gemeinderéte sollen kiinftig die Méglichkeit erhalten, an hohen Feiertagen die Offnungszeiten
von Gastwirtschaftsbetrieben selber festzulegen. Sind Sie damit einverstanden?"

Frage 2 wurde 102 Mal mit ja beantwortet, 11 Mal mit nein, dreimal erfolgte keine Angabe.

Die uberwiegende Mehrheit der Anhérungsteilnehmenden beflirwortet, dass die Gemeinden in Zu-
kunft die Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an hohen Feiertagen selber festlegen kénnen.

4.5.2.1 Stellungnahmen der Befiirworterinnen und Befiirworter

Die Parteien auto-partei.ch, CVP, EVP, FDP.Die Liberalen, Griine, Grinliberale Partei, SP sowie
SVP befiurworten die Gesetzesanderung. FDP.Die Liberalen hatte zwar eine kantonal einheitliche
Regelung vorgezogen. Nachdem aber die Volkinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" abgelehnt wor-
den sei, stimmt die Partei der vorliegenden Gesetzesanderung zu. Die SP halt fest, die Volkinitiative
"Weg mit dem Tanzverbot!" sei zwar knapp abgelehnt worden, in den Stadten sei sie aber auf Zu-
stimmung gestossen. Es sei deshalb folgerichtig, die kantonale Gesetzgebung anzupassen und die
Gemeinden Uber die Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben entscheiden zu lassen. Auf die
lokalen Bedirfnisse und Befindlichkeiten kdnne damit Ricksicht genommen werden. Die EVP halt
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dafir, dass die Gemeinderatsbeschliisse befristet sein sollten (zum Beispiel auf ein Jahr oder fir die
Amtsperiode).

Auch die Rémisch-Katholische Landeskirche beflirwortet die Gesetzesanderung. Ebenso der AGV
und GastroAargau.

Die beflrwortenden Gemeinden heben besonders hervor: Die Gemeinden kénnten die Offnungszei-
ten von Gastwirtschaftsbetrieben an hohen Feiertagen individuell, bevdlkerungsnah, den Bedurfnis-
sen angepasst und selbststandig regeln (Gemeinde Full-Reuenthal). Die Neuerung verschaffe den
Gemeinden mehr Entscheidungsspielraum in einem Bereich, in dem sie ndher am Geschehen seien
(Gemeinde Oberentfelden). Die Massnahme sei dringend umzusetzen; die Gemeinden wirden die
ortlichen Befindlichkeiten kennen (Gemeinde Ennetbaden). Der Wechsel werde begrusst, da damit
die Moglichkeit bestehe, mittels eines Grundsatzentscheids in der Gemeinde Klarheit und nicht von
Jahr zu Jahr mit wechselnden Zeiten Unsicherheiten zu schaffen. Die zustandige kommunale Behor-
de vor Ort kdnne die Situation fur Veranstalterinnen und Veranstalter sowie Einwohnerinnen und
Einwohner am besten beurteilen (Gemeinde Untersiggenthal).

Der Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber sowie mehrere Gemein-
den, die sich der Stellungnahme des Verbands angeschlossen haben, halten die Formulierung von
(neu) § 4 Abs. 3°° GGG fiir missverstandlich, weil man danach meinen kénnte, dass fir die Verlan-
gerung der Offnungszeiten an hohen Feiertagen ein Baubewilligungsverfahren durchzufiihren sei,
wie dies bei einer dauerhaften Verléangerung der Offnungszeiten erforderlich sei. Vorgeschlagen wird
daher die folgende Ergénzung: "Fiir eine dauerhafte Verldngerung der Offnungszeit im Sinne von
Absatz 1 ist ein Baubewilligungsverfahren durchzufiihren.". Zudem wird vorgeschlagen zu prazisie-
ren, was mit einer Bewilligung "im Einzelfall", von der im Anhérungsbericht die Rede sei, gemeint ist.

Eine (zusatzliche) Baubewilligung ist nur dann einzuholen, wenn die Bau- und Umweltschutzgesetz-
gebung eine solche vorsieht ("nach Massgabe der Bau- und Umweltschutzgesetzgebung"). Ent-
scheidend ist somit nicht, ob eine Verlangerung im Zusammenhang mit einem oder mehreren hohen
Feiertag(en) steht oder anderweitig begriindet wird, sondern einzig, ob die Voraussetzungen erfillt
sind, gemass denen nach der Bau- und Umweltschutzgesetzgebung eine Baubewilligung zu erwir-
ken ist. Es besteht somit keine Veranlassung, fur Verlangerungsgesuche, welche eine Abweichung
von Absatz 3 darstellen, im Gegensatz zu Verlangerungsgesuchen, welche eine Abweichung von
Absatz 1 darstellen, eine spezielle Regelung zu treffen.

Zum Begriff "im Einzelfall": Wie der Regierungsrat in seiner Antwort auf die (14.125) Motion Serge
Demuth festhalt, heisst "im Einzelfall", dass die Gemeinden flur einzelne Gastwirtschaftsbetriebe an
hohen Feiertagen langere Offnungszeiten bewilligen kénnen. Der Begriff bezieht sich somit nicht auf
einzelne hohe Feiertage. Dabei sind verschiedene Szenarien denkbar: Je nach Bewilligungsgesuch
kann einem Gastgewerbebetrieb etwa erlaubt werden, an einem bestimmten hohen Feiertag (etwa
fur einen speziellen Anlass) langer gedffnet zu bleiben oder an allen hohen Feiertagen im Jahr oder
an allen hohen Feiertagen der nachsten zwei Jahre etc. Dabei muss sich die Bewilligung nicht auf
einen einzigen Betrieb beschranken, sondern kann mehreren oder in speziellen Fallen sogar allen
Betrieben (Freinacht) erteilt werden. Mit Ausnahme der Anordnung einer Freinacht setzt die Bewilli-
gungserteilung entsprechende Gesuche der betroffenen Betriebe voraus.

An sich sind die "Einzelfalle" im geltenden Recht bereits abgebildet (Litera a, b und c von § 4 Abs. 2
GGQG). Dort ist entweder von "einzelnen" Betrieben oder von "lokalen Anlassen" die Rede. Mit der
Anderung bestehen die gesetzlich vorgesehenen Bewilligungsmdglichkeiten (neu gemass Litera a, b
und ¢ von § 4 Abs. 3°® GGG) nun auch fiir hohe christliche Feiertage. Damit steht fest, dass Abwei-
chungen von der Ordnung gemass § 4 Abs. 1 und 3 GGG in Form individuell-konkreter Verfligungen
festzulegen sind und nicht etwa mittels einer Bestimmung in der Gemeindeordnung im Sinne einer
generell-abstrakten Grundsatzregelung erfolgen kann.
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4.5.2.2 Stellungnahmen der Gegnerschaft

Die Gemeinden Baden und Birmenstorf sind der Auffassung, dass die neuen Einzelfallbewilligungen
in Gemeinden mit wenigen belastenden Betrieben zwar zu wenigen Problemen fihren wirden, in
Gemeinden mit zahlreichen Betrieben kdnnten indessen verhaltnismassig viele Betriebe einen Ein-
zelfall geltend machen. Dies wirde zu zahlreichen Konflikten fuhren (Willkirvorwurfe an die Bewilli-
gungsbehdrde bei restriktiver Ausnahmebewilligungspraxis auch im Vergleich mit anderen Gemein-
den beziehungsweise Konflikte mit den eher nach Andacht suchenden Teilen der Bevdlkerung bei
einer grosszigigen Ausnahmepraxis). Beantragt werde daher eine kantonsweit einheitliche Rege-
lung, wonach hohe christliche Feiertage beziiglich Offnungszeiten wie Samstage behandelt werden.

Wirden die hohen christlichen Feiertage wie Samstage behandelt, wiirde dies bedeuten, dass die
Gastwirtschaftsbetriebe an hohen christlichen Feiertagen erst ab 02.00 Uhr und bis 05.00 Uhr ge-
schlossen sein mussten. In der Abstimmung Uber die Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" wur-
de demgegenuber bereits abgelehnt, dass die hohen christlichen Feiertage wie normale Sonntage
behandelt werden, an denen Gastwirtschaftsbetriebe erst ab 02.00 Uhr und bis 07.00 Uhr geschlos-
sen sein mussen. Nach dieser Volksabstimmung kann daher keine kantonale Regelung wie bean-
tragt beschlossen werden, da sie im Gegensatz zum kundgetanen Volkswillen stehen wirde.

Die Gemeinde Murgenthal dussert sich wie folgt: Die Stimmberechtigten hatten erst kirzlich die Initi-
ative zur Beseitigung des "Tanzverbots", welche Freinacht-Veranstaltungen auch an hohen kirchli-
chen Feiertagen zulassen wollte, abgelehnt. Die Gemeinde stufe Einzelanlasse von Vereinen als
unproblematisch ein. Der vorgeschlagene § 4 Abs. 3"® GGG beziehe sich aber nicht nur auf Einzel-
anlasse, sondern erlaube den Gemeinden auch, Unterhaltungsbetrieben verlangerte Offnungszeiten
an hohen kirchlichen Feiertagen zu bewilligen. Die Gemeinde beflirchtet, dass Betriebe namentlich
aus dem Sexgewerbe "Gleichbehandlung" etwa mit Vereinen, die einen Anlass durchfiihren méch-
ten, einfordern und so die Gemeinden stark unter Druck setzen wirden. Dies entspreche vermutlich
nicht dem Willen der Stimmberechtigten.

Tatsachlich kénnten mit der vorgeschlagenen Regelung auch Unterhaltungsbetriebe, die das Gast-
gewerbe betreiben, langer gedffnet bleiben, falls der Gemeinderat dies bewilligen sollte. Dies wiede-
rum ist der Unterschied zwischen der vom Volk abgelehnten Abschaffung des "Tanzverbots" und
dem vorliegenden Lésungsvorschlag im Sinn der Uberwiesenen (14.125) Motion Serge Demuth. Eine
allfallige ungleiche Behandlung von Bewilligungsgesuchen verschiedener Betriebe ist weiterhin mog-
lich, solange dafir sachlich zureichende Griinde geltend gemacht werden kénnen. So kénnte zum
Beispiel ein Kriterium flr den Entscheid sein, ob eine Bar etc. nahe bei einer Kirche liegt. Denn
Kirchgangerinnen und Kirchganger, die die Messen in der Weihnachts- oder Osternacht besuchen,
kénnten sich von Bargasten, die sich draussen vor der Bar vergniigen, gestort fihlen.

Die Gemeinde Hendschiken méchte, dass § 4 Abs. 3 GGG ("An Karfreitag, Ostersonntag, Pfingst-
sonntag, am Eidgendssischen Dank-, Buss- und Bettag, am Weihnachtstag sowie am jeweils darauf
folgenden Tag sind die Gastwirtschaftsbetriebe um 00.15 Uhr zu schliessen.") ersatzlos gestrichen
wird. Dies wurde jedoch bereits in der Volksabstimmung vom 28. Februar 2016 tber die Volksinitiati-
ve "Weg mit dem Tanzverbot!" abgelehnt.

Die Gemeinde Oftringen schlagt vor, Litera a aus neu § 4 Abs. 3°° GGG zu streichen ("der Gemein-
derat kann die Offnungszeiten der einzelnen Betriebe auf Dauer oder langere Frist erweitern oder
einschranken"). Diese Bestimmung entspricht bereits geltendem Recht und gibt zu keinen Proble-
men Anlass. Mit der Revision soll den Gemeinden die Moglichkeit gegeben werden, im Einzelfall
Abweichungen von den allgemein geltenden Offnungszeiten zu bewilligen.

Die Partei EDU lehnt die Revision im Wesentlichen mit der Begriindung ab, dass es genlgend Tage
und Néchte im Jahr gebe, an denen die Offnungszeiten von Gastgewerbebetrieben verlangert wer-
den koénnten. Die wenigen hohen Feiertage sollten geschutzt werden. Auch die Regionalpolizei (Re-
pol) Bremgarten und die Gemeinde Miilligen dussern sich in diesem Sinn.
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Die BDP ist weder fiir noch gegen die Gesetzesrevision, tendiert aber eher zu einem Nein. Denn in
der letzten Abstimmung sei deutlich geworden, dass das Volk die Feiertage habe schitzen wollen.
Wenn man nun die Verantwortung den Gemeinden Ubergebe, dann werde sich die Situation von
Gemeinderat zu Gemeinderat verandern, was auch nicht sehr glicklich sei.

Die Gemeinden Ehrendingen und Menziken sind der Auffassung, dass mit der vorgeschlagenen
Revision der Volksentscheid vom 28. Februar 2016 (Ablehnung der Volksinitiative "Weg mit dem
Tanzverbot!") missachtet werde.

Der Kirchenrat der Reformierten Landeskirche bringt vor, er lehne die vorgeschlagene Gesetzesan-
derung aus denselben Grinden ab, die er schon im Vorfeld der Abstimmung zur Volksinitiative "Weg
mit dem Tanzverbot!" genannt habe und bei denen er sich durch die Ablehnung der Initiative durch
die Stimmberechtigten bestatigt sehe: Die hohen Feiertage hatten in der Bevdlkerung noch immer
einen bedeutenden Stellenwert, und das Bedurfnis nach Ruhe und Unterbrechung der Betriebsam-
keit in der 24-Stunden-Gesellschaft sei zu respektieren. Die Bewilligung von lokal unterschiedlichen
Offnungszeiten und Freindchten ermdgliche nicht primar individuelle Lésungen, sondern setze Ge-
meinderate unter Druck. Es sei zu beflirchten, dass sie weniger im Interesse der Ruhe wiinschenden
Bevdlkerung als im Interesse des Gewerbs entscheiden wirden.

Die Stimmbevoélkerung hat die Volksinitiative "Weg mit dem Tanzverbot!" knapp abgelehnt (51,8 %
Nein). Ziel jener Volksinitiative war es, die an hohen christlichen Feiertagen geltenden Einschran-
kungen der Offnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben ganzlich aufzuheben. Damit hatten an die-
sen hohen Feiertagen die gleichen Offnungszeiten gegolten wie an allen iibrigen Feiertagen und
Sonntagen. Dies wollte die Mehrheit der Stimmbevolkerung nicht.

Der Regierungsrat und der Grosse Rat haben damals im Vorfeld der Abstimmung die Ablehnung der
Initiative empfohlen, weil sie (im Sinn der [14.125] Motion Serge Demuth) statt einer ganzlichen Auf-
hebung der geltenden Einschrankungen eine Lésung beflirwortet haben, wonach die Gemeinden an
hohen Feiertagen im Einzelfall eine Verlangerung der Offnungszeiten bewilligen kénnen. Der Regie-
rungsrat ist Uberzeugt, dass die Gemeinden aufgrund ihrer Kenntnisse der 6rtlichen Verhaltnisse am
besten in der Lage sind, den nétigen Ausgleich der infrage stehenden Interessen herbeizufihren. Mit
der vorliegenden Gesetzesrevision I0st der Regierungsrat sein Versprechen ein und beantragt dem
Grossen Rat einen Gesetzesentwurf im Sinn der Uberwiesenen Motion Serge Demuth.

An (gewohnlichen) Feiertagen und Sonntagen beziehungsweise in der Nacht davor dirfen Gastwirt-
schaftsbetriebe nach geltendem Recht bis 02.00 Uhr gedffnet bleiben. Die Gemeinden kdnnen heute
schon noch langere Offnungszeiten bewilligen. Es handelt sich um einige wenige Tage beziehungs-
weise Nachte im Jahr, fur die neu Offnungszeiten bis tiber 00.15 Uhr hinaus bewilligt werden kénn-
ten. Der Regierungsrat rechnet deshalb nicht mit einem Ubermassigen Druck auf die Gemeinden,
was ihre Bewilligungspraxis anbelangt.

4.6 Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

Gesetz iiber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken (Gastge-
werbegesetz, GGG)

§ 4 Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3" (neu)

2 Aufgehoben.
%% Der Gemeinderat kann nach Massgabe der Bau- und Umweltschutzgesetzgebung abwei-
chend von den Regelungen gemass den Abs. 1 und 3 andere Offnungszeiten bewilligen. Er

kann

a) die Offnungszeiten der einzelnen Betriebe auf Dauer oder langere Frist erweitern oder ein-
schranken;
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b) den einzelnen Betrieben fiir bestimmte Anlasse die Verlangerung der Offnungszeiten be-
willigen, soweit es die Verhaltnisse erlauben;
c) fir lokale Anlasse generelle Freinachte bestimmen.

§4

Absatz 2: Der geltende Absatz 2 wird aufgehoben und in den neuen Absatz 30 Ubertragen mit dem
Effekt, dass die Bewilligung von Ausnahmen nun auch an hohen Feiertagen maéglich ist.

Absatz 3°°: Der Gemeinderat kann neu auch an hohen christlichen Feiertagen Ausnahmen bewilli-
gen. Zur Verdeutlichung wird darauf hingewiesen, dass sowohl von den generellen Offnungszeiten
nach Absatz 1 als auch von den besonderen Offnungszeiten nach Absatz 3 abgewichen werden
kann.

4.7 Auswirkungen

4.7.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Es sind keine personellen oder finanziellen Auswirkungen auf den Kanton erwarten.

4.7.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Gastwirtschaftsbetriebe kénnen kinftig auch an den besagten christlichen Feiertagen langer gedffnet
bleiben. Das erméglicht es ihnen, an diesen Tagen héhere Umsatze zu erwirtschaften als bisher.

4.7.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die Beeintrachtigungen, die sich vor allem fiir jlingere Menschen aus der Einschrankung der Off-
nungszeiten etwa von Bars und Clubs an christlichen Feiertagen ergeben, fallen weg, jedenfalls
dann, wenn die Gemeinde eine Verlangerung der Offnungszeiten bewilligt hat. Auf die Befindlichkei-
ten in den verschiedenen Regionen und Gemeinden kann dabei Ricksicht genommen werden.

4.7.4 Auswirkungen auf die Umwelt
Es sind keine nennenswerten Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten.
4.7.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Die Gemeinden erhalten mehr Entscheidungsspielraum und kénnen im Einzelfall eine Verlangerung
der Offnungszeiten an christlichen Feiertagen bewilligen.

4.7.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Es sind keine speziellen Auswirkungen zu erwarten.

5. Weiterer Rechtsetzungsbedarf

Die Umsetzung der beiden (12.264 und 14.125) Motionen erfordert eine Anpassung der Gastgewer-
beverordnung (vgl. oben Ziffer 2.6.2). Zu prifen ist auch die Festsetzung eines einheitlichen Gebih-
rensatzes flr die Bewilligung verlangerter Offnungszeiten von Gastgewerbebetrieben an hohen Fei-
ertagen in der Gastgewerbeverordnung. Bei dieser Gelegenheit wird auch der veraltete Ingress des
GGG aktualisiert. Die darin enthaltenen Verweise sind noch nicht an die totalrevidierte Bundesver-
fassung angepasst worden.

Abgesehen davon sind keine weiteren Anpassungen von Gesetzen oder Verordnungen nétig.
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6. Weiteres Vorgehen

Um die Umsetzung der Motionen getrennt behandeln zu kénnen, wurden zwei separate Vorlagen
respektive Erlassentwirfe erarbeitet. Damit soll vermieden werden, dass, sollte allenfalls eines der
zu revidierenden Themen Anlass zu einem Referendum geben, beide Revisionsvorhaben davon
betroffen waren.

Das weitere Vorgehen ist wie folgt geplant:

1. Beratung durch den Grossen Rat 1. Quartal 2017
2. Beratung durch den Grossen Rat 3. Quartal 2017
Referendumsfrist 4. Quartal 2017
Inkrafttreten 1. Mérz 2018
Antrag

1.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Gesetzes (iber das Gastgewerbe und den Kleinhandel
mit alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbegesetz, GGG) zur Umsetzung (12.264) Motion der SVP-
Fraktion vom 30. Oktober 2012 wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

2.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Gesetzes (iber das Gastgewerbe und den Kleinhandel
mit alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbegesetz, GGG) zur Umsetzung (14.125) Motion Serge
Demuth, SVP, Baden, vom 3. Juni 2014 wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

Regierungsrat Aargau

Beilagen

» Synopse Gesetz Uber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken
(Gastgewerbegesetz, GGG) (Umsetzung [12.264] Motion der SVP-Fraktion vom 30. Oktober
2012) (Beilage 1)

» Synopse Gesetz Uber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit alkoholhaltigen Getranken
(Gastgewerbegesetz, GGG) (Umsetzung [14.125] Motion Serge Demuth, SVP, Baden, vom
3. Juni 2014) (Beilage 2)

» Departementaler Entwurf Synopse Verordnung uber das Gastgewerbe und den Kleinhandel mit
alkoholhaltigen Getranken (Gastgewerbeverordnung, GGV) (Beilage 3)

15 von 15


https://gesetzessammlungen.ag.ch/frontend/texts_of_law/539
https://gesetzessammlungen.ag.ch/frontend/texts_of_law/539
https://gesetzessammlungen.ag.ch/frontend/texts_of_law/539
https://gesetzessammlungen.ag.ch/frontend/texts_of_law/539

	1. Vorbemerkungen
	2. Verhältnis zur mittel- und langfristigen Planung
	3. Umsetzung der (12.264) Motion der SVP-Fraktion vom 30. Oktober 2012 betreffend Herstellung der Gemeindeautonomie im Bereich der Bewilligung für den Ausschank von Spirituosen an Quartierfesten und dergleichen
	3.1 Ausgangslage
	3.2 Rechtsgrundlagen
	3.3 Auswertung des Anhörungsverfahrens
	3.3.1 Allgemein zum Anhörungsverfahren
	3.3.2 Auswertung von Frage 1
	3.3.2.1 Stellungnahmen der Befürworterinnen und Befürworter
	3.3.2.2 Stellungnahmen der Gegnerschaft


	3.4 Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	3.5 Auswirkungen
	3.5.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	3.5.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	3.5.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	3.5.4 Auswirkungen auf die Umwelt
	3.5.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	3.5.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen


	4. Umsetzung der (14.125) Motion Serge Demuth, SVP, Baden vom 3. Juni 2014 betreffend Abschaffung der geltenden Einschränkungen der Öffnungszeiten von Gastwirtschaftsbetrieben an bestimmten christlichen Feiertagen
	4.1 Ausgangslage
	4.2 Handlungsbedarf
	4.3 Rechtsgrundlagen
	4.4 Haltung des Regierungsrats
	4.5 Auswertung des Anhörungsverfahrens
	4.5.1 Allgemein zum Anhörungsverfahren
	4.5.2 Auswertung von Frage 2
	4.5.2.1 Stellungnahmen der Befürworterinnen und Befürworter
	4.5.2.2 Stellungnahmen der Gegnerschaft


	4.6 Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	4.7 Auswirkungen
	4.7.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	4.7.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	4.7.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	4.7.4 Auswirkungen auf die Umwelt
	4.7.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	4.7.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen


	5. Weiterer Rechtsetzungsbedarf
	6. Weiteres Vorgehen
	Antrag

		2023-08-08T16:28:42+0200
	"5001 Aarau"
	"Gesetzessammlung Kanton Aargau"


	



